
 

 

 

Vorlage an den Landrat  

 
Bericht zum Postulat 2017/020 von Pascale Uccella: «Obligatorische Weiterbildung für 
Schulräte» 

2017/20  

 

vom 08. Mai 2018 

 

1. Text des Postulats 

Am 12. Januar 2017 reichte Pascale Uccella das Postulat 2017/020 «Obligatorische Weiterbildung 
für Schulräte» ein, welches vom Landrat am 16. März 2017 mit folgendem Wortlaut überwiesen 
wurde: 
 
„Der Schulrat ist den Schulen als politisch gewählte Behörde übergeordnet. Die Bedeutung des 
Schulrates ist eine wichtige und verantwortungsvolle Aufgabe. In § 82 Bildungsgesetz sind die 
Aufgaben des Schulrates geregelt. Die Arbeit mit der Schulleitung, Lehrpersonen, Eltern und der 
Gemeinde wird je länger wie mehr komplizierter. Die ganze Verwaltungsarbeit für die Schulräte hat 
sehr stark zugenommen. Wichtig wäre auch den Schulrat zu stärken. An der Schulratspräsidien-
konferenz wurde der Wunsch auch geäussert das sich der Schulrat an den Weiterbildungspro-
gramm Fachstelle Erwachsenenbildung sich mehr beteiligen sollen. Wie in jeder Behörde hat es 
Mitglieder die sich sehr Engagieren und mitarbeiten, aber leider auch Mitglieder die nur die Zeit 
absitzen. Man muss sich bewusst sein das der Schulrat eine hohe Verantwortung für die Schule 
hat. 
Deshalb bitte ich die Regierung zu überprüfen, ob man eine Weiterbildung pro Jahr für die Schul-
räte obligatorisch machen könnte, somit sich auch die Schulräte mehr bewusst werden für Ihre 
Verantwortung, für die Schulleitung, Lehrpersonen, Eltern und Schülern.“ 
 

2. Stellungnahme des Regierungsrates 

2.1. Aktuelle Handhabung 

Der Kanton Basel-Landschaft stellt Schulratsmitgliedern derzeit folgende fakultative Weiterbil-
dungsformate zur Verfügung: 
 
Einführungsveranstaltungen 

Im September 2016 fand eine Einführungsveranstaltung für neue Schulratspräsidien und neue 
Schulratsmitglieder statt. Konzeption und Durchführung erfolgte in Zusammenarbeit mit dem Prä-
sidium der Schulratspräsidienkonferenz. An der Veranstaltung nahmen 132 Personen teil, wobei 
sich neben neuen Schulratspräsidien und Schulratsmitgliedern auch schon länger amtierende Per-
sonen anmeldeten. Mitwirkende waren unter anderem die FEBL Fachstelle Erwachsenenbildung 
BL (Konzeption und Organisation), Mitarbeitende des Generalsekretariats der BKSD, Präsidien der 
Schulleitungskonferenzen, Schulratspräsidien sowie Vertretungen der Schulstufenämter.  
Eine Veranstaltung für 2018 ist derzeit in Planung (wieder in Zusammenarbeit mit dem Präsidium 
der Schulratspräsidienkonferenz und verschiedenen Ansprechpartnern der BKSD). Zielgruppe sind 
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in erster Linie während der laufenden Amtsperiode neu hinzugekommene Schulratspräsidien und 
Schulratsmitglieder. Schon länger amtierende Schulratspräsidien und Schulratsmitglieder können 
sich bei Interesse zur Auffrischung ihrer Kenntnisse ebenso anmelden. 
 
Weiterbildungsangebote der FEBL 

Das Weiterbildungsprogramm der FEBL beinhaltet verschiedene Angebote für Schulratsmitglieder. 
Bei der Angebotsgestaltung wurde im Jahr 2017 die Zusammenarbeit mit dem Präsidium der 
Schulratspräsidienkonferenz intensiviert. Dieses kann Kurswünsche für Schulratsmitglieder einrei-
chen, woraufhin entsprechende Angebote generiert werden. Das Weiterbildungsprogramm 2017 
enthielt bereits entsprechende Angebote. Ausserdem kann das Präsidium der Schulratspräsidien-
konferenz weitere für Schulräte geeignete Kurse aus den Bereichen Schulführung und Schulent-
wicklung des Weiterbildungsprogramms auswählen, die entsprechend gekennzeichnet werden und 
auf die in einem Mailing explizit hingewiesen wird. 
 
Weiterbildungsmodule unter Federführung des Amts für Volksschulen AVS 

Unter Federführung des AVS werden verschiedene Weiterbildungsmodule für Schulleitungen, 
Schulratsmitglieder und Schulsekretariate angeboten. In Ergänzung zu den zuvor genannten Kur-
sen der FEBL liegt der inhaltliche Schwerpunkt dieser Angebote auf kantonsspezifischen Abläufen 
und Gegebenheiten in verschiedenen Bereichen (z. B. Abläufe in der Speziellen Förderung, in der 
Qualitätssicherung oder im Umgang mit dem Schulprogramm). Eine Gruppe bestehend aus Ver-
tretungen des AVS, der FEBL (Organisation), des Generalsekretariats der BKSD, der Schullei-
tungskonferenzen Primarstufe und Sekundarstufe I sowie des Präsidiums der Schulratspräsidien-
konferenz trifft sich einmal pro Jahr, um sich bezüglich der Weiterbildungsbedarfe abzusprechen 
und Anpassungen am Angebot vorzunehmen. 

2.2. Erörterungen zur Fragestellung des Postulats 

Die Fragestellung des Postulats tangiert vor allem folgende Aspekte eines Weiterbildungsobligato-
riums für Schulräte: 

Rechtliche Aspekte 

Es besteht keine Rechtsgrundlage für ein Weiterbildungsobligatorium für Schulräte. Die fehlende 
rechtliche Grundlage lässt derzeit auch keine Beantwortung weiterer zentraler Fragen zu. Welche 
Instanz (Kanton oder Gemeinden) in Bezug auf die Einführung eines Weiterbildungsobligatoriums 
entscheidungsbefugt wäre, ist beispielsweise unklar. Weiter ist offen, wo die Kontrollfunktion be-
züglich der Erfüllung eines Obligatoriums läge oder durch wen allfällige verbindliche Weiterbil-
dungsinhalte festgelegt würden. Auch, inwiefern Weiterbildung als entschädigungsberechtigte Auf-
gabe des Schulrats einzustufen wäre, scheint nicht bzw. auf Gemeindeebene nicht einheitlich ge-
regelt zu sein. Eine Klärung in der Verordnung für die Inhaberinnen und Inhaber von Nebenämtern 
und für die Mitglieder kantonaler Arbeitsgruppen sowie in den Vergütungsgrundsätzen und im Per-
sonalrecht der Gemeinden wäre erforderlich. 
 
Finanzielle Aspekte 
Die Kostenfolgen eines Weiterbildungsobligatoriums für Schulräte abzubilden, gestaltet sich 
schwierig, da viele Parameter (z. B. Umfang/Dauer der Weiterbildung) nicht bekannt sind. Exemp-
larisch lassen sich folgende Szenarien beschreiben: 

 Jährliche Veranstaltungen/Tagungen:  
Um allen Schulrätinnen und Schulräten des Kantons Basel-Landschaft die Teilnahme an 
einer obligatorischen Veranstaltung im Umfang und in der Art der 2016 durchgeführten Ein-
führungsveranstaltung zu ermöglichen, wäre mit jährlichen Veranstaltungskosten von ca. 
CHF 98‘000 zu rechnen. 

 Zusätzliche Kurse im Weiterbildungsprogramm der FEBL: 
Orientiert man sich in Umfang/Dauer und Gruppengrösse an regulären Kursen aus dem 
Weiterbildungsprogramm der FEBL, müsste von jährlichen Kosten von ca. CHF 63‘000 
ausgegangen werden, um allen Schulrätinnen und Schulräten eine obligatorische Teilnah-
me an einem FEBL-Kurs pro Jahr zu ermöglichen. 
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Beide Szenarien beinhalten eine Vervielfachung der Weiterbildungskosten für Schulräte. Welche 
Instanz (Kanton oder Gemeinden) diese Kosten zu tragen hätte, bliebe zu klären. Bei einer Einstu-
fung von Weiterbildung als entschädigungsberechtigte Aufgabe des Schulrats kämen für den Kan-
ton bzw. die Gemeinden in Form von Sitzungsgeldern weitere Mehrkosten hinzu. 
 
Wirkungsaspekte 
Beabsichtigte Wirkung eines wie im Postulat genannten Weiterbildungsobligatoriums für Schulräte 
ist vermutlich die Gewährleistung der Qualität Schulratsarbeit. Es ist davon auszugehen, dass es 
in diesem Zusammenhang neben Weiterbildung noch weitere relevante Faktoren gibt. Zu nennen 
sind beispielsweise 

 Kompetenzen, Kenntnisse und Erfahrungen aus anderen Kontexten (z. B. aus der berufli-
chen Tätigkeit und/oder Ausbildung) 

 Zusammenarbeit, Austausch und Vernetzung mit Amtskolleginnen und -kollegen sowie zu-
ständigen (kantonalen) Stellen 

 Selbststudium in Bezug auf die Schulratsaufgabe und Bildungsthemen (insbesondere akti-
ve Arbeit und Auseinandersetzung mit dem Handbuch für Schulräte und Schulleitungen). 

2.3. Fazit 

Der Regierungsrat begrüsst es, wenn Schulräte auch Weiterbildung als Ressource für eine gelin-
gende Ausübung ihres Amtes nutzen. Auf die Einführung eines Obligatoriums möchte er indessen 
verzichten und die bisherige Praxis der Bereitstellung eines mit dem Vorstand der Schulratspräsi-
dienkonferenz abgestimmten fakultativen Weiterbildungsangebots für Schulräte beibehalten. Eine 
Änderung des Bildungsgesetzes zur Einführung eines Weiterbildungsobligatoriums für Schulräte 
lehnt der Regierungsrat ab, weil sich der bisher eingeschlagene Weg der Bereitstellung eines fa-
kultativen Angebotes bewährt hat, die Einwohnergemeinden als Trägerinnen der Primarstufe und 
der Musikschule nicht durch zusätzliche gesetzliche Vorgaben in ihrer Selbstständigkeit beim Er-
füllen ihrer Aufgaben beschnitten werden sollen. 

3. Antrag 

Gestützt auf die vorstehenden Ausführungen beantragt der Regierungsrat dem Landrat, das Pos-
tulat 2017/020 «Obligatorische Weiterbildung für Schulräte» abzuschreiben. 

 

Liestal, 08. Mai 2018 

 

Im Namen des Regierungsrates 
 
Die Präsidentin:  

Sabine Pegoraro 

Der 2. Landschreiber: 

Nic Kaufmann 
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